
1821.

Gelkhe, Verordnungen un- Entscheidungen,
sowie

Normtivbestillmiuligeli des Gcmeinderates, Stadtsenates und der Magistrates
in Angelegenheiten der Oemeindenemllltllng und politischen Amtsführung.

Inhalt:
I . Gesetze, BollzugSanweismige «, Berorduuugerr mrd Wut-

scheiduuge« :
Wohnungsanforderung

1 . — Was ist eine leerstehende Wohnung?
2 . — Ablehnung angebotener Beweise.
3 . — Berufliche und Familienverhältniffe des Wohnungsinhabers.

Mieterschutzverordnung:
4 . — Zuschlag zur Hauszinssteuer.
5 . — Feststellung der tatsächlichen Verhältnisse.
6. — Kompetenz des Mietamtes für die eine MietzinSerhöhung begründenden

Auslagen.
7 . — Zulässigkeit einer Mietzinssteigerung.
8 . Landessanitätsrat.
9 . Ueberfiedlung.

l. Gesetze, Volhngsanweijimgen, Ver-
ardmmgen und Entscheidungen.

Wohumigsanfordernug
L.

Was ist eine leerstehende Wohnung?
Ais leerstehend kann nur eine solche Wohnung angesehen werden,
in der sich durch längere Zeit keinerlei Einrichtungsgegenstände
befinden , wobei also die Absicht des Benützungsberechtigten

erhellt , einen Dauerzustand zu schaffen.
Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 9 . Dezember 1920,

Z . 5414/20 , M .Abt . 15 , 10452/20.
Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des David

B . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes 18 der Stadt
Wien (Senat für Wohnungsansorderungen ) vom 2 . Juni 1920,
Z . W . A . 113 , wegen einer Wohnungsanforderung , die angefochtene
Entscheidung wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben.

Entscheidungsgründe:  Mil der angefochtenen Entscheidung
wurde die Anforderung der vom Beschwerdeführer im Hause Wien 18.
K.-Gasse Nr . 22 gemieteten , aus Zimmer und Küche bestehenden Wohnung
Tür Nr . 7 (2 . Trakt ) im Jnstanzenzuge mit der Begründung aufrechierhalten,
daß die Wohnung vom 1 . bis 7. Mai vollkommen leer gestanden sei.

Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits in seinem Erkenntnisse vom
8 . Jänner 1920 , Z . 2 , die Rechtsanschauung zur Geltung gebracht und be¬
gründet , daß als „ leerstehend " im Sinne des Z 4, Absatz 1, Punkt 1 der
Kundmachung der niederösterreichischen Landesregierung vom 80 . Juni 1919,
L.- G .-Bl . Nr . 160 , nur eine solche Wohnung angesehen werden kann , in der
sich durch längere Zeit keinerlei Einrichtungsstücke befinden , die also von der
zu ihrer Benützung berechtigten Person fortgesetzt nicht benützt wird , wobei
entweder aus der Länge der Zeit oder aus anderen Umständen die Absicht
oder doch zumindest das Bewußtsein des Benützungsberechtigen erhellt , einen
Dauerzustand eintreten zu lassen . Die Feststellung , daß die Wohnung durch
drei oder vier Tage leer war , genügt also an sich noch nicht , um die Zu¬
lässigkeit der Anforderung gemäß der obzitierten Bestimmung der Kundmachung
als gegeben zu erklären , es wären vielmehr weitere Feststellungen in der
Richtung erforderlich gewesen , ob und in welcher Weise die Wohnung vor
dieser Zeit und auch nachher bis zur Fällung der angefochtenen Entscheidung
benützt wurde , um einen Schluß daraus ziehen zu können , ob es sich bei der
Leerstehung der Wohnung nur um einen aus der Notwendigkeit ihrer gründ¬
lichen Reinigung und Instandsetzung sich unvermeidlicherweise ergebenden , lediglich
vorübergehenden oder um einen über diese Notwendigkeit hinausgehenden
Dauerzustand handelt , von dem auch die Zeit vom 4 . bis 7 . Mai einen Teil bildet.

Da in dieser Richtung der Tatbestand nicht klargestellt erscheint , zumal
auch das Protokoll über den anläßlich der Einspruchsverhandlung vorgenem-
menen Lokalaugenschein nicht vorliegt , so mußte mit der Aufhebung der an¬
gefochtenen Entscheidung gemäß § 6 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes vor-
gegangen werden.

10 . Tragen von Uniformen und Abzeichen.
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12 . Baumeister -Konzession.
13 . Drogistm -Konzesfionen.
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LZ.
Ablehnung angebotener Beweise.

Es ist kein Verfahrensmangel , wenn das Mietamt bei einer
Einspruchsverhandlung vom Beschwerdeführer angebotene Be¬
weise ablehnt , weil es die unter Teilnahme des Beschwerde¬
führers gemachten amtlichen Feststellungen für seine Entscheidung

als ausreichend erachtet.

Verwaltungsgerichtshoferkenntnis vom 21 . Jänner 1921,
Z . 308 , M .Abt . 15 , 1726.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des Franz
G . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes für den 13 . Be¬
zirk der Stadt Wien vom 3 . August 1920 , Z . 343 , betreffend eine
Wohnungsanforderung , die Beschwerde als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungs gründe:  Das Wohnungsamt der Stadt Wien
hatte mit Beschluß vom 9 . Februar 1920 die aus 2 Zimmern , 2 Kabinetten
und 1 Vorzimmer bestehende Dachbodenwohnung in dem dem Franz G . ge¬
klingen Hause in Wien 13 . Sch .-Straße 6 angefordert , weil sie seit zwei
Monaten leer stehe und unbenützt sei. Dem vom Hauseigentümer dagegen er¬
hobenen Einsprüche gab jedoch das Mietamt in Wien 13 . mit der Entscheidung
vom 25 . Februar 1920 unter Anwendung des Z 4 , Absatz 2 der Kundmachung
der niederösterreichischen Landesregierung vom 30 . Juni 1919 , L.- G -Bl.
Nr . 160 , Folge , weil die Räume als Bureauräume im öffentlichen Interesse
gelegen seien. Die Verwendung der Dachbodenräume als Wohnräume sei in dieser
Gegend im Winter unmöglich Das Mietamt sei zur Ueberzeugung gelangt,
daß das Unternehmen des Hauseigentümers ein derart großes sei, daß tat¬
sächlich drei bis vier Bureauräume zur Aufrechterhaltung des Betriebes
notwendig seien.

Mit Beschluß des Wohnungsamtes vom 18 . Juni 1920 wurde aber
diese Wohnung neuerdings , und zwar mit der Begründung angefordert , daß sie
seit mindestens vier Wochen lediglich zur Aufbewahrung von Gegenständen
diene (Z 4, Punkt 3 , lit . s der Kundmachung und Z 2, Punkt 1 der
Ministerialverordnung vom 28 . März 1918 , R .-G .-Bl . Nr 114 ). Dagegen
erhob der Hauseigentümer mit der Begründung Einspruch , daß er von der
Wohnung 3 Räume zu Bureauzwccken und 1 Kabinett als Schlafstätte für
sein Dienstmädchen benütze . Das Mietamt in Wien 13 . gab mit der Ent¬
scheidung vom 3 . August 1920 , Z . 343 , diesem Einsprüche nur insoweit Folge,
als es dem Einspruchwerberdas linke vom WohnungScingange gelegene Zimmer
zu Bureauzwecken freigab . Dagegen wurde bezüglich der übrigen angeforderten
Räume die Anforderung aufrecht erhalten , weil nach der vorgelegten Skizze
ihre abgesonderte Benützbarkeit gegeben erscheine. Hiebei sei auch in Betracht
gezogen worden , daß der der Entscheidung vom 25 . Februar 1920 vom Miet¬
amte zugrundegelegte Tatbestand derzeit nicht zutreffe , weil entgegen der aus¬
gesprochenen Notwendigkeit mehrerer Bureauräume zu Betriebszwecken vom
Wohnungskommiffär festgestellt worden sei, daß die wirkliche Benützung dieser
Räume zu Geschäflszweckm nicht staltfinde . Somit erscheine eine neuerliche An¬
forderung auf Grund des veränderten Tatbestandes gerechtfertigt . Die An¬
träge auf Einvernahme des Angestellten B . als Zeugen , sowie auch auf Vor-



26

nähme eine« Lokalaugenscheiue » seien deshalb abgelehnt worden , weil die Ver-
handlungrergebniffe eine genügende Grundlage zur Entscheidung gebildet haben.

Diese Entscheidung wird in der Beschwerde wegen mangelhaften Ver¬
fahrens bekämpft , weil das Mietamt die vom Beschwerdeführer bei der Ein-
spruchsverhandlung angebotenen Beweise durch Zeugeneinvernahme de» Ein¬
käufer » Oskar B . und durch Lokalaugenschein darüber , daß die drei Räume
für Bureauzwecke und als Dienstbotenzimmer benützt werden und daß von
dieser Wohnung nur rin Raum etwas größer , die übrigen aber sehr klein sind,
mit Unrecht abgelehnt habe.

Der Verwaltungsgerichtshof hat hierüber nachstehendes erwogen:
Schon bei der behördlichen Wohnungsaufnahme am 4 . Dezember 1919

war festgestellt worden , daß die gegenständliche Wohnung leersteht . Die neuer¬
liche Vornahme de» Lokalaugenscheines am 18 . Juni 1920 durch da » Wohnungs¬
amt der Stadt Wim ergab , daß nur ein Zimmer für Bureauzwecke ver¬
wendet wird . In einem Kabinette stand eine Stoßbudcl und ein Raum war
versperrt . In diesem waren nach Angabe des Hauseigentümers Lebensmittel
aufbewahrt . Wenn nun da » Mictamt bei der Einspruch »verhandlung die Auf-
nähme des vom Beschwerdeführer angebotenen Zeugenbeweises über die Art
der Benützung der Wohnung deshalb abgelehnt hat , weil es die unter Teil¬
nahme des Beschwerdeführers aus Anlaß der Besichtigung der Wohnung dies-
bezüglich gemachten amtlichen Feststellungen für seine Entscheidung als ausreichend
erachtete , so konnte darin kein Brrfahrensmangel erkannt werden . Den Antrag
de» Beschwerdeführers auf neuerliche Vornahme des Lokalaugenscheine » über
das Ausmaß der einzelnen Räumlichkeiten konnte das Mietamt , ohne gegen
wesentliche Grundsätze des Verfahrens zu verstoßen , schon derhalb als belanglos
ablehnen , weil der Umstand , daß nur ein Raum größer , die übrigen aber sehr
klein seien , nicht geeignet war , die Zulässigkeit der Anforderung zu beeinflussen.

Die Beschwerde war daher als unbegründet abzuweisen.

S

Berufliche und Familienverhältnisse des Wohnnngs-
inhabers

Die Rücksichtnahme auf berufliche und Familienverhältnisse des
Wohnungsinhabers unterliegt dem freien Ermessen der Gemeinde.

Der Verwaltungsgerichtshof hat mit Beschluß vom 81 . Dezember 1920,
Z . 6001/20 , die Beschwerde des Josef St . gegen die Entscheidung de» Mietamtc » für
den 15 . Wiener Gemeindebezirk vom 22 . November 1920 , Z . 194/20 , betreffend
Anforderung seiner Wohnung , nach den ZZ 8, lit . 3 und 21 des Gesetzes vom
22 . Oktober 1875 , R . -G .-Bl . Nr . 36 ex 187S , ohne weitere » Verfahren zurück-
gewicsen , weil die Rücksichtnahme aus die beruflichen und Familienverhältnisse
eines Wohnungsinhabers bei der Ausübung des WohnungSanforderungsrechte»

mach dem letzten Absätze de» ß 4 der Kundmachung der nicderösterreichischen
Landesregierung vom 30 . Juni 1919 , L.-G .-Bl . Nr . 160 , dem freien Ermessen
der Gemeinde anheimgegeben ist.

Mieterschutzverordnung.
4 .

Zuschlag zur HauSztnssteuer.
1 . Die Zuerkennung des 60prozentigen Zuschlages für Haus¬

zinssteuer samt Zuschlägen bei Mietzinserhöhungen ist erst in
einem solchen Zeitpunkte zulässig , in welchem die vom Mietamte
wegen Mehrkosten der Hausverwaltung zugestandene Mietzins¬
erhöhung gegenüber der Steuerbehörde ihre Wirkung äußern
und zu einer Erhöhung des Hauszinssteuerbettages führen wird.

2 . Die Bestimmung des § 2 , Punkt 2 Mieterschutzverordnung
beschränkt sich nicht bloß auf Fälle , wo der Steuer - oder Abgabefuß
erhöht wird , sondern auch auf solche , wo unter Beibehaltung
des Steuer - oder Abgabefußes eine höhere Steuervorschreibung
vorliegt.

Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 7 . Jänner
1921 , Z . 7/21 . M .Abt . Id , 777/21.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde der
Josrfine H . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamtes III in
Wien vom 10 . Juli 1920 , Reg .-Z . 229/20 , betreffend eine Miet-
zinSerhöhung , die angefochtene Entscheidung als gesetzlich nicht
begründet aufgehoben.

Entscheidungsgründe:  Ueber Antrag der Besitzerin des Hauses
Nr . 10 der R .-Gaffe im 3 . Bezirke in Wien auf Tntscheidunq über die
Zulässigkeit der Erhöhung des Mietzinses erklärte das Mietamt III der Stadt
Wien die zum Maitermin 1920 beabsichtigte 230prozentige Erhöhung de-
Mietzinses der Wohnungen gemäß W 2 und 10 der Mieterschutzverordnung
vom 26 . Oktober 1918 , R .-G .-Bl . Nr . 881 , bi» zum Ausmaße von 134 Prozent
für zulässig . In den Gründen wurde ausgesührt , daß seitens der Haurverwaltung

jährliche Mehrkosten im Betrage von 1915 X zuzüglich des 60prozentigen
Steuerzujchlages im Gesamtbetrag - von 3064 L nachgewiesen werden , wobei
bemerkt wurde , daß die Maurer - und Zimmermcisterarbeiten auf zehn Jahre,
da » ist die derzeit übliche längste Aufteilungsart , aufgeteilt wurden . Dies habe
bei einem jährlichen Bruttozins von 2280 L zum Quotienten 134 geführt,
weshalb eine Steigerung um 134 Prozent für zulässig zu erklären war.

Gegen diese Entscheidung ist di - hiergerichtliche Beschwerde einer Partei,
der heutigen Beschwerdeführerin , gerichtet , in welcher die Gesetzwidrigkeit der
Entscheidung behauptet wird , weil nicht nur die von der Hauseigentümerin
nachgewiesene Erhöhung der jährlichen Erhaltungs - und Verwaltungskosten,
sondern auch die von dieser Erhöhung des Zinses nunmehr entfallenden Steuern
samt Zuschlägen auf die Parteien überwälzt worden seien . Dies entspreche aber
nicht der Bestimmung des Z 2, Punkt 2 der Mieterschutzverordnung , welche
nur eine Erhöhung des Steuerfußes , nicht aber eine Erhöhung der Bemeffungs-
grundlage als Rechtfertigung für eine Steigerung des Mietzinses ansehe . Aber
selbst wenn die Ucberwälzung auch des von den zugebilligten Erhaltungs¬
mehrkosten entfallenden Steuerbetrages aus die Parteien grundsätzlich zulässig
wäre , so würde sich der 60prozentige Zuschlag hinsichtlich eines erheblichen
Teile » der anrechenbaren Mehrauslägen nicht begründen lasten , da dieselben
wie die Auslagen für die Hausbeleuchtung von vornherein aus den Zins-
erträgnifsen für die Bemessung der Hauszinssteuer ausgeschieden werden , also
eine Erhöhung der Hauszinssteuer aus diesem Gesichtspunkte niemals ein-
treten könne.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über diese Beschwerde nachstehendes
erwogen : Als zur U -berwälzung geeignet wurden vom Mietamte laut der im
Akte erliegenden Berechnung angesehen : Zimmermeister . , Maurerkosten , Glaser-
rechnungen , Rauchfangkehrerauslagen , Brandschaden - und Haftpflichtver-
sicherungen in den gegenüber den Friedensjahren erhöhten Beträgen ; Beleuchtungs-
kostcn kommen überhaupt nicht in Anschlag und eine andere Post der Berechnung
des Mietamtes hat die Beschwerdeführerin nicht bekämpft.

Daß aber da » Mi -tamt der aus die Mietparteien zu überwälzenden Quote
die erhöhten Erhaltungsauslagen auch jenen Teil der vom Hause zu ent¬
richtenden Steuern samt Zuschlägen zurechnete , welchen die Hausbesitzerin wegen
der objektiv vergrößerten MietzinSeinnahme vorgeschrieben erhalten wird , ent¬
spricht dem Z 2 , Punkt 2 der Mieterschutzverordnung , wo von der Erhöhung
der vom Hause nkich Kriegsbeginn zu entrichtenden öffentlichen Abgaben ganz
allgemein die Rede ist, ohne daß es sich gerade um die Erhöhung des Steuer-
fuße » handeln müßte . Es . wird auch — wie hier — die Erhöhung der Be-
meffungsgrundlage genügen , da der Zweck der Bestimmung des Z 2 zweifellos
der war , einerseits den Mieter gegen solch- Mietzinserhöhungen zu schützen,
die nicht in den dem Hauseigentümer aufgebürdeten neuen Lasten ihren Grund
haben , anderseits aber auch dem Hauseigentümer doch — abgesehen von den
Fällen der zeitlichen Steuerbefreiung und zeitlichen Steuerbegünstigung —
jene » ziffermäßige Einkommen vom Hause zusichern , das er vor Kriegsbeginn
gehabt hat.

Die Bestimmung des § 2 , Punkt 2 , auf jene Fälle zu beschränken , wo
der Steuer - oder Abgabefuß erhöht wird , würde die Folge haben , daß der
Hauseigentümer nur einen Teil seiner erhöhten Erhaltungsauslagen durch die
Mietzinserhöhung ersetzt erhält , während der Rest auf die wegen der Mehr¬
einnahmen an Mietzins erhöhten Steuern samt Zuschlägen verwendet werden
müßte.

Trotzdem - mußte aber der Beschwerde hinsichtlich des 60prozentigen
Gteuerzuschlages Folge gegeben werden , weil die Zuerkennung dieses Sleuer-
zuschlages vorzeitig erfolgt ist.

Nach Z 2 des Gesetze» vom 12 . Juli 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 120 , betreffend
die Besteuerung der Gebäude nach dem Zinserträge auf Grund der Bekenntnisse
für zwei Jahre , hat als Maßstab für die Steuerbemessung für die zweijährige
Periode , beziehungsweise für jedes der beiden Steuerjahre der Durchschnitt aus
den bedungenen Mietzinsen , beziehungsweise parifizierten Mietzinswerten d e r
vorangehenden zwei Zinsjahre  zu gelten , so daß also die vom
Mietamtc wegen der Mehrkosten der HauSerhaltung zugestandenen Mietzins,
erhöhungen gegenüber der Steuerbehörde erst in einem späteren Zeitpunkte
und nicht schon vom Maitermin « 1920 an ihre Wirkung äußern und zu einer
Erhöhung des Hauszin »steuerbetrages , also der Bemeffungsgrundlage und der
Zuschläge führen werden.

Die Entscheidung erwies sich aus diesem Grunde als mit dem Gesetze
nicht im Einklänge stehend und mußte aufgehoben werden.

S.

Feststellung der tatsächlichen Verhältnisse.
Die Unterlassung aktenmäßiger , die Ueberprüfung der an¬

gefochtenen Entscheidung ermöglichender Feststellung der tatsäch¬
lichen , für die Fällung der Entscheidung maßgebenden Verhält¬
nisse begründet einen wesentlichen Mangel des Verfahrens.

Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 11 . Jänner
1921 , Z . 4603/20 , M .Abt . 15 , 11H2.

Der Verwaltungsgerichtshof bat über die Beschwerde des
Johann N . . in Wien gegen die Entscheidung des Mietamkes für
den 6. Bezirk in Wien vom 9. Juli 1920 , Z . 186 , betreffend eine
Mietzinssteigerung , die angefochtene Entscheidung wegen mangel¬
haften Verfahrens aufgehoben.



Entscheidungsgründe : Die Beschwerde macht gegen die ange.
sochtme Entscheidung , mittels deren die vom Beschwerdeführer vom 1 . August
1930 vorgenommene Steigerung der Mietzinse in seinem Hause in Wien , 6i
G .-Gaffe Nr . 10 , in der Höhe von 20 Prozent des Bruttozinses auf Antrag
mehrerer Mieter nur im Ausmaße von 5 Prozent jährlich für zulässig erklärt
wurde , folgende Beschwerdepunkte geltend:

1. Es sei unterlassen worden , ziffermäßig genau festzustellen , welche
Mehrauslagen und in welchem Betrage cs seiner Berechnung der zulässigen
Mietzinserhöhung zugrunde gelegt , welche Steuerzuschläge es hiebei vorgenommen
habe , von welchem Bruttozinse es ausgegangen sei, so daß nicht beurteilt
werden könne , inwiefern - selbst nach den vom belangten Mielamte zugrunde
gelegten Ziffern die Berechnung einer bloß 5 prozentigen , beziehungsweise
nach Hinzurechnung der vom Besitzvorgänger des Beschwerdeführers erwirkten
10 prozentigen Erhöhung eine nur 15 prozentige Erhöhung begründet sei.
2 . Das Mietamt habe bei der Ausscheidung der Kosten für die Einführung
der elektrischen Beleuchtung keinen Bedacht aus den Nachweis des Beschwerde¬
führers genommen , daß die Ausbesserung der bestehenden Gasbeleuchtung
teuerer zu stehen gekommen wäre als die neue elektrische Beleuchtung , und auch
nicht aus die Behauptung des Beschwerdeführers , daß die Fortdauer der Gas¬
beleuchtung nur darauf zurückzuführen sei, daß noch kein Zähler vom städtischen
Elektrizitätswerke beigesteüt worden sei. 3 . Es sei auf die Einwendung nicht
Bedacht genommen worden , daß die von dem Besttzvorgänger des Beschwerde,
führcrs erwähnte lOprozenlige Zinserhöhung vollkommen aus die von diesem
veranlaßt - Dachinstandsetzung im Kostenbeträge von 1000 L zurückzuführen
sei. 4 . Ohne die erforderliche Beweisgrundlage sei angenommen worden , daß
die Dachreparalur I b des vom Beschwerdeführer vorgelegten Verzeichnisses
durch Sturmschäden verursacht und daß das Haus von der früheren Haus-
inhabung her vernachlässigt worden sei. 5 . Selbst im Falle der Beschränkung
der zugunsten der Mietzinserhöhung anrechenbaren Auslagen auf jährlich
wiederkehrende Auslagen für Beleuchtung , Rauchfangkehrerarbeiten , Kanal¬
räumung , Versicherung , Haustelephon allein und ohne Hinzurechnung des
61 prozentigen Steuer -Zuschlages ergebe sich eine mindestens 35prozent >ge Zins-
erhöhung . 6 . Es sei rechtsirrtümlich , daß die angefochtene Entscheidung bei
Berechnung des zulässigen Steigerungsprozentes nur von der Zulässigkeit der
Anrechnung jener Auslagen gegeben sei, die Beschwerdeführer selbst vorgenommen
habe , während nicht gestattet wurde , auch die dem Rechtsvorgänger erwachsenen
Mehrauslagen in Betracht zu ziehen , trotzdem Beschwerdeführer als Rechts¬
nachfolger seines Besitzvorgängers in all dessen Rechte , somit auch in dessen
Steigerungsrccht eingetreten sei. 7 . Rechtsirrtümlich sei es auch gewesen , die
Kosten für die Herstellung der durch Sturm geschädigten Dacheindeckung aus-
zuscheiden , da diese Schäden in den vom Beschwerdeführer seiner Berechnung
zugrunde gelegten Perioden wicderkehren . 8 . Rechtswidrig sei die Streichung
der Mehrkosten für die laufende Verwaltung des Hauses , desgleichen auch die
Streichung der Kosten für die Einführung der elektrischen Beleuchtung.

Der Gerichtshof erachtete nach der Aktenlage schon die Beschwerdepunkte
1 und 4 , letzteren insoferne begründet , als geltend gemacht wird , daß die be¬
langte Behörde ohne die erforderliche Grundlage angenommen habe , daß das
den Streitgegenstand bildende Haus schon von dem Rechtsvorgänger des Be¬
schwerdeführers her vernachlässigt gewesen und daß insoferne eine Ueberwälzung
der Kosten für die Beseitigung dieser Vernachlässigung auf die Mieter nicht
zulässig sei. Wenn auch im Sinne des Z 7 der Verordnung des Justizministeriums
vom 3. Februar 1917 , R .- G .-Bl . Nr . 52 , kein förmliches Protokoll über die
Verhandlung der Mietämter zu führen ist, so muß doch das Ergebnis der
Verhandlung durch eine wenn auch kurze Registrierung festgestellt werden.
Unter Feststellung der Ergebnisse der Verhandlung ist eine Feststellung
der tatsächlichen , für die Fällung der Entscheidung maßgebenden Ver¬
hältnisse zu verstehen . Denn da auch gegen die Entscheidung der Mietämter
die durch Artikel 15 des Staatsgrundgesetzes über die richterliche Gewalt
vom 21 . Dezember 1867 , R .-G .-Bl . 144 , jedermann gewährleistete Rechts-
beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof offen steht und da durch ß 6
des Verwaltungsgerichtshofgesetzes dem Verwaltungsgerichtshofe die Vergleichung
der Tatumstände , welche einer mit Rechtsbeschwerde angefochtenen Entscheidung
zugrundegelegt wurden , mit der Aktenlage zur Pflicht gemacht ist, so folgt
daraus , daß die Verwaltungsbehörden selbst verpflichtet sind , die für diese
Vergleichung erforderliche Grundlage zu bieten . Die Veretzung dieser Ver-
pflichtung begründet einen Verfahrensmangel , den der Verwaltungsgerichtshof,
wie dies bereits in dem hiergerichtlicheu Erkenntnisse vom 8 . Oktober
1930 , Z . 2603 , dargelegt wurde , zu beachten hat , wenn er von der durch ihn
betroffenen Partei mit verwaltungsgerichtlichcr Beschwerde geltend gemacht
wird . Im vorliegenden Falle ist es nun , wie der Beschwerdeführer zutreffend
geltend macht , nach der Aktenlage gänzlich ausgeschlossen , verläßlich und ohne
die Anstellung von unsicheren Kombinationen sestzustellen , welche Auslagen
nach dem Ergebnisse der Verhandlung als anrechenbar angenommen wurden
und wie das Steigeruugsprozenl aus Grundlage dieser Annahme berechnet
wurde . Auch darüber bieten die Akten im Hinblicke auf die auch in diesem
Punkte erhobene Beschwerde nicht den geringsten Aufschluß , ob dem Beschwerde,
führer die Annahme , das von ihm erworbene Haus sei schon von seinem
Rechtsvorgänger her vernachlässigt gewesen und daß die von ihm aufgewendeten
Kosten auf diese Vernachlässigung zurückzuführen seien und in welchem Betrage,
vor der Fällung der angefochtenen Entscheidung vorgehalten und ihm der
Grundsatz des Parteiengehörs gewährt worden sei.

In der Unterlassung aktenmäßiger , die Uebcrprüfung der angefochtenen
Entscheidung ermöglichender Feststellungen mußte der Gerichtshof einen
wesentlichen Mangel d-S Verfahrens erblicken, durch den die Aufhebung der
angefochtenen Entscheidung gemäß 8 6 des VerwaltungSgerichtShofgesetzeS ge-
rechtfertigt wird.

«
Kompetenz des Mietamtes für die eine MietzinS-

erhöhung begründenden Auslagen.
Die Feststellung der Höhe der Auslagen , welche gemäß

§ 2 der Mieterschutzverordnung die Grundlage der Mietzins¬
erhöhung zu bilden hat , ist Sache der freien Würdigung durch
das Mietamt.

Erkenntnis des Verwültungsgerichtshofes vom 13 . Jänner
1921 , Z . 4718/20 , M .Abt . 15 , 1269/21.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des
Ignaz S . in Wien gegen die Entscheidung deS MietamteS XV in
Wien vom 5 . Mai 1S20 , Reg -.Z . 166 , betreffend eine Mietzinö-
steigerung die Beschwerde als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:  Der Beschwerdeführer hat als Eigen¬
tümer des Hauses Wien , 15 , CH.-Gaffe 7 , ab April 1920 die für eine Reihe
von in diesem Hause vermieteten Wohnungen bis dahin gezahlten Zinse um
20 Prozent erhöht . Ueber Antrag der Mieter wurde jedoch mit der angefochtenen
Entscheidung nur eine Zinserhöhung um 12 Prozent für zulässig erklärt , weil
eine solche Erhöhung nach den vor dem Senat gemachten Parteiangaben und
nach den vorgelegten Schriftstücken unter Bedachtnahme aus bereits früher
erfolgte Zinssteigerungen sowie auf die Steuerquote , dann nach Ausscheidung
der Kosten für die Malerarbeiten und für die rechtsfreundliche Vertretung,
endlich bei Verteilung der Kosten für Schlosser - und Spenglerarbeitew auf
mehrere Jahre der Steigerung der Auslagen für die Erhaltung und Verwaltung
des Hauses entspreche.

Die Beschwerde beschränkt sich auf die Behauptung , eS sei bei der Ver¬
handlung vor dem Mietamte eine Vermehrung der Ausgaben für das Haus
um 27 Prozent und bei Berücksichtigung der Steuerquote um rund 36 Prozent
des Friedsnsauswandes nachgewiesen worden.

Demgegenüber ist zu bemerken , daß die belangte Behörde laut der ange¬
fochtenen Entscheidung auf alle Angoken des Beschwerdeführers Bedacht
genommen hat . Was aber die aus diesen Angaben gezogenen Schlüffe betrifft,
so hat der Berwaltungsgerichtshof an der bereits in seinem Erkenntnisse vom
17 . Juni 1920 , Z . 2439 , zur Geltung gebrachten Rechtsanschauung festgehalten,
daß die Feststellung der Höhe der Auslagen , welche nach Z 2 der Mieterschutz¬
oerordnung die Grundlage der Mietzinserhöhung zu bilden haben , Sache der
freien Würdigung durch die zuständige Behörde ist, mithin vom Verwaltungs-
gerichtshofe nur in der Richtung überprüft werden kann , ob diese Feststellung
in einem einwandfreien Verfahren , insbesondere unter Wahrung des Partei-
gehörS , erfolgt ist. Gegen das Verfahren werden aber in der Beschwerde keine
Einwendungen erhoben.

Die Beschwerde war demnach als unbegründet abzuweisen.

7 .
Zulässigkeit einer Mietzinssteigerung.

Bei der Frage , ob eine Mietzinssteigerung zulässig ist und
in welcher Höhe , ist immer von dem wirklich vereinbarten Miet¬
zinse , nicht aber von dem für Zwecke der Bemessung der Haus¬
zinssteuer ermittelten Mietwerte auszugehen.

Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 28 . Dezember
1920 , Z . 5940 , M .Abt . 15 674/21.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des
Ing . Johann M . in Wien gegen die Entscheidung deS Mietamtes
XIX der Stadt Wien vom 16 . Juni 1920 , Z . 251/20 , betreffend
eine Mietzinssteigerung , die angefochtene Entscheidung als gesetzlich
nicht begründet aufgehoben.

Entscheidungsgründe:  Mit der angefochtenen Entscheidung
wurde bei Ermittlung des zulässigen Mietzinssteigerungsprozentes im Sinne
der Mieterschutzverordnung vom 26 . Oktober 1918 , R .B .-Bl . Nr . 381 , be¬
züglich der an den Mitbeteiligten etwa im Jänner 1917 um 90 L viertel¬
jährig vermieteten Wohnung davon ausgegangen , daß im Jahre 1917 von
dem Borbesitzer des Beschwerdeführers dieselbe Wohnung in der Zinsfaffion
im Jahre 1916 mit 50 L vierteljährig für die Hauszinsbesteuerung einbe¬
kannt war und es wurde sowohl das zulässige Steigerungsprozent - auf Grund-
läge dieses einbekannten Mietzinses berechnet , als auch der der Steigerung zu
unterziehende Monatszins auf Grundlage eines vierteljährigen Mietzinses von
50 L ermittelt . Das Ergebnis dieser Ermittlung war , daß ein Monatszins
von 19 L 15 k für zulässig erklärt wurde . Aus den Berhandlungsakten geht
hervor , daß nach den protokollierten und von keiner Seite widersprochenen
Angaben des Beschwerdeführers der vierteljährige Mietzins von 50 L infolge
Gclbstbenützung der vermieteten Wohnung durch den Besitzvorgänger des
Beschwerdeführers Parifiziert war und es hat dieser Besttzvorgänger nach er¬
folgter Bekennung dieses Mietzinses von 50 L die den Streitgegenstand
bildende , dürftig möblierte Wohnung von Mitte Jänner bis 30 . September
1917 an ein Ehepaar um 300 L vermietet.

Der Beschwerdeführer wendet sich sowohl gegen die Berechnung der der
Steigerung zu unterziehenden Mietzinses aus Grundlage eines vierteljährigen
Zinses von 50 I< als auch gegen die Ermittlung des Steigerungsprozentes
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auf dieser Grundlage , welche Berechnungsweise zu dem unhaltbaren Ergebnisse
geführt habe , daß statt der begehrten Erhöhung trotz Annahme der Steigerung
der ErhaltungSkosten eine bedeutende Herabsetzung des zwischen ihm und dem
Mitbeteiligten vereinbarten Mietzinses vom wohnungspolizeilichen Standpunkte
ausgesprochen worden sei.

Der Gerichtshof fand diese Beschwerde vollkommen begründet.
Nach Z 2, Absatz 1, Mieterschutzverordnung , hat der Vermieter einer

Wohnung unter den in diesem Paragraphen aufgestellten Voraussetzungen einen
Rechtsanspruch auf Zulassung der Erhöhung desjenigen Mietzinses , den der
Mieter bisher  oder den der letzte Mieter  zu zahlen hatte . Nach Z 3,
Absatz 1 dieser Verordnung unterliegt die Bestimmung des Mietzinses für die
erste Vermietung nach Beginn der Wirksamkeit der Verordnung , falls der
Mietgegenstand seit Kriegsbeginn nicht vermietet war , keiner Beschränkung.
Nach ß 2, Absatz 2 , ist für die Ermittlung des zulässigen StcigerungSprozentes
auf das Verhältnis der anrechenbaren Auslagen zur Gesamtsumme der Miet¬
zinse und der Mietwertc nicht vermieteter Wohnungen Bedacht zu nehmeu.
Aus dem Zusammenhalte dieser Bestimmungen geht hervor , daß die Herab¬
setzung des vom Vermieter bedungenen Mietzinses vom wohnungspolizeilichen
Standpunkte nur unter der Voraussetzung zulässig ist, daß bei Entscheidung
der Frage , ob eine Steigerung des Zinses nach Maßgabe der Mieterschutz¬
verordnung zulässig sei und in welcher Höhe , von dem wirklich mit den
Mietern vereinbarten Mietzinse , niemals aber von dem für Zwecke der Be¬
messung der Hauszinssteuer ermittelten Mietwerte einer Wohnung auszugehen
ist und daß auch bei der Ermittlung des Verhältnisses der Auslagen zum
Brutto zinse  von der im Zeitpunkte der Erhöhung deS Anspruches ge¬
gebenen Gestaltung der Bermiemng und darum von dem Mietwerte bestimmte
Wohnungen aber nur dann auszugehen ist, wenn und insoweit im Zeit-
punkte der Erhebung des Anspruches  Wohnungen vom Eigen¬
tümer des Hauses selbst benützt werden , lieber diese Bestimmung hat sich nun
die belangte Behörde in der doppelten Richtung hinweggesetzt , daß sie die nach¬
gewiesene Erhöhung der Kosten der Erhaltung und Verwaltung des Hauses
nicht zu den Mietzinsverhältnissen im Zeitpunkte der Erhebung des Anspruches,
sondern zu jenen des Jahres 1916 in Verhältnis gesetzt und daß sie überdies
bei der Frage , welcher Mietzins der Steigerung unterzogen werden könne,
nicht von dem mit dem Mitbeteiligten vereinbarten Mietzinse , sondern von
dem Zinse ausgegangen ist , den sie ans Grundlage des vom Besitzvorgänger
des Beschwerdeführers einbekannten Mietwertcs der Wohnung ermittelt hat.
Nach der Aktenlage war die an den Mitbeteiligten erfolgte Vermietung die
zweite  seit Wirksamkeit des Mieterschutzgesetzes.

Da sowohl der der Steigerung zu unterziehende Mietzins als auch das
Steigerungsprozent auf einer gesetzwidrigen Grundlage ermittelt wurde , so
mußte die angefochtene Entscheidung als im Gesetze nicht begründet ausge¬
hoben werden.

8 .
Laudessanitätsrat.

Das Präsidium des Volksgesundheitsamtes im Bundesministerium
für soziale Verwaltung hat mit dem Erlasse vom 5 . März 1921,
P . Z . 2680/1921 , dem Herrn Bürgermeister als Landeshauptmann
folgendes zur Kenntnis gebracht:

Die Betrauung des Oberstadtphyfikus Obermedizinalrates Dr . August
Böhm  mit den Funktionen eines Landessanitätsreferenten für Wien wird
vom Standpunkte der Oberaufsicht über da » gesamte Sanitätswesen gemäß
8 1 deS Gesetzes vom 30 . April 1870 , R .-G .-Bl . Nr . 68 , zur Kenntnis ge¬
nommen . Hinsichtlich der Betrauung des Veterinäramtsdirektors Dr . Hans
Ju ritsch  mit den Funktionen eines Landesveterinärreferenten wird die
Schlußfassung durch das Bundesministerium für Land - und Forstwirtschaft
Nachfolgen . Die Erlassung einer Verordnung über die Zahl der ordentlichen
Mitglieder des Landessanitäsrates sowie über die Art ihrer Ernennung erfolgt
durch gesonderte Verfügung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung.

Die in diesem Erlasse in Aussicht gestellte Verordnung des
Bundesministeriums für soziale Verwaltung ist am 4 . März 1921
erschienen und im Bundesgesetzblatte unter Nr . 134 verlautbart
worden . Als ordentliche Mitglieder des Landessanitätsrates wurden
zufolge des Erlasses des Präsidiums des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 4 . März 1921 ernannt : a . o. Universitäts¬
professor Dr . Wilhelm Knöpfelmache  r , Direktor des Karolinen-
Kinderspitales , Privatdozent Dr . Wilhelm Neumann,  Primararzt
am Wilhehninenspitale , Dr . Heinrich Reichel,  a . o . Universitäts¬
professor , Privatdozent Dr . Karl Reitter,  Primararzt am Jubiläums-
spitale der Stadt Wien , Hofrat Dr . Franz Schönbauer,  Direktor
des Wilhelminenspitales , a . o. Universttätsprofessor Dr . Josef
Wiesel,  Primararzt am Franz Josefspitale.

Ferner wurden vom Wiener Stadtsenate als Landesregierung
mit Beschluß vom 11 . Jänner 1921 , P . Z .^ 18290/20 , die Herren
Universitätsprofessor Dr . Arnold Durig,  18 . Lazaristengasse 8 und
Hofrat Dr . Anton Merta,  8 . Laudongasse 60 , als ordentliche
Mitglieder für den Landessanitätsrat namhaft gemacht.

Die Wiener Aerztekammer hat in den Landessanitätsrat als
Delegierte entsendet : Obermedizinalrat Stadtphysikus Dr . Jahn

und Dbermedizinalrat Dr . Josef Ahenen,  als Stellvertreter der
Delegierten Medizinalrat Dr . Hermann Haus chka  und Medizinal¬
st Dr . Moritz Laub. (MAbt 13 , 1206 .)

S.
Uebersiedlung.

Die Zentraldirektion der Wiener öffentlichen Fondskranken¬
anstalten ist aus ihren Amtsräumen 1. Bräunerstraße 4 bis 6 in
die ihr provisorisch zugewiesenen Amtsräume des ehemaligen Garnisons-
spitales Nr . 1 in Wien 9 . Währingerstraße 25 übergesiedelt.

Das österreichische Archivamt befindet sich ab 11 . März 1921
im Gebäude des Bundeskanzleramtes (Wien 1. Herrengasse 7) .

r«
Tragen von Uniformen und Abzeichen.

Im Sinne des Z 13 der Ministevialverordnung vom 26 . Fe¬
bruar 1917 , R .-G .-Bl . Nr . 79 , wird die Frist zur Einbringung der
Gesuche um Bewilligung zum Tragen von bereits genehmigten oder
zur Kenntnis genommenen Uniformen und Abzeichen neuerlich , und
zwar bis 31 . Dezember 1921 , verlängert . (M .Abt . 49 , 3104 .)

rZ.
Fuhrwerksverkehr.

Auf Grund der Zß 80 und 114 des Verfassungsgesetzcs für
die Bundeshauptstadt Wien vom 10 . November 1920 , L.-G .-Bl.
Nr . 1, wird die Durchfahrt durch die Schallautzer - und durch die
Reischachstraße iin 1. Bezirke für Schwer - und Lastfuhrwerk jeder
Art verboten . Uebertretungen dieser Kundmachung werden mit Geld¬
strafen bis zu 2000 L oder Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.
(M .Abt . 52 , 642 .)

IS.
Baumeister -Konzession.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 6 . Bezirk,
Z. 2244.

Das magistratische Bezirksamt für den 6 . Bezirk als politische Landes¬
behörde erteilt dem Simon Aszkanazh die angesuchte Konzession zum Betriebe
deS Baumeistergewerbes mit dem Standorte 6 . Drcihufeisengaffe 9 . Diese
Konzession wurde im Gewerberegister unter der Zahl 2437 eingetragen.

r»
Drogisten -Konzesfionen.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 4 . Bezirk,
Z. 1117.

Das magistratische Bezirksamt für den 4. Bezirk erteilt der Firma
I . Medinger L Söhne , offene Handelsgesellschaft , im Sinne des 8
Punkt 14 der G .-O . die Konzesffon zum Großhandel mit Giften und zur
arzneilichen Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten , insoserne dies
nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, im Standorte 4 . Gußhaus¬
straße 30 . Diese Konzession wurde im Gewerberegister unter Z . 2117/IV ein¬
getragen . Gleichzeitig wird die Bestellung des Ing . Paul Medinger zum ver¬
antwortlichen Stellvertreter dieses Betriebes gemäß der 88 9 und 55 der
G .-O . genehmigt.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 4 . Bezirk,Z. 1166.
Das magistratische Bezirksamt für den 4 . Bezirk erteilt dem Friedrich

Minarik im Sinne des 8 1b, Punkt 14 der G .-O . die Konzession zur Dar¬
stellung von Giften und Zubereitung der zur arzneilichen Verwendung be¬
stimmten Stoffe und Präparate , sowie zum Verkaufe beider , insoserne dies
nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, im Standorte 4 . Phorus-
gaffe 12 . Diese Konzession wurde im Gewerberegister unter Z . 2116/IV
eingetragen.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 9 . Bezirk,
Z. 1708.

Das magistratische Bezirksamt für den 9 . Bezirk verleiht dem Pinkas
Schifter gemäß § 15 , Punkt 14 der G .-O . die Konzession zum Verschleiße
von Giften und von zu arzneilicher Verwendung bestimmten Stoffen und
Präparaten , insoserne dies nicht ausdrücklich den Apothekern Vorbehalten ist,
dann zum Verschleiße von künstlichen Mineralwässern im Standorte 9 . Nuß-
dorferstraße 24 . Diese Konzession wurde im G -werberegister unter Z . 3298
eingetragen.
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Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 10 . Bezirk,
Z . 2088.

Das magistratische Bezirksamt für den 10 . Bezirk erteilt dem Josef
Frais die Konzession zum Verkaufe von Giften und von zur arzneilichen
Verwendung bestimmten Stofs .n und Präparaten mit Einschluß der medi¬
kamentös imprägnierten Verbandstoffe , insoierne dies nicht ausschließlich den
Apothekern Vorbehalten ist, sowie zum Verschleiße künstlicher Mineralwässer im
Standorte 10 . Favoritenstraße 159 . Diese Konzession wurde im Gcwerberegister
unter Z . 4053 eingetragen.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 15 . Bezirk,
Z. 1525.

Auf Grund der gepflogenen Erhebungen wird dem Wilhelm Bittner
gemäß Z 15 , Punkt 14 der G .-O . die Konzession zum Verkaufe von Giften,
von zu arzneilicher Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten mit
Einschluß von medikamentös imprägnierten Verbandstoffen — insoferne dies nicht
ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist — und zum Verkaufe von künst-
lichen Mineralwässern >m Standorte 15 . Tellgaffe 21 erteilt . Diese Konzession
wurde unter Z . 1739 in das Gewerberegister eingetragen.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 15 . Bezirk,
Z. 88.

Auf Grund der gepflogenen Erhebungen wird dem Ludwig Schreyer
gemäß 8 15, Punkt 14 der G .-O . di - Konzession zum Verkaufe von Giften,
von zu arzneilicher Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten mit
Einschluß von medikamentös imprägnierten Verbandstoffen — insofcrne dies
nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist — und zum Verkaufe von
künstlichen Mineralwässern im Standorte 15 . Märzstraße 17 erteilt . Diese
Konzession wurde unter Z . 1736 in das Gewerberegister eingetragen.

Erlaß des magistratischen Bezirksamtes für den 15 . Bezirk,
Z. 1644.

Dem Hermann Kienzl wird gemäß 8 15 , Punkt 14 der G .-O . die
Konzession zum Verkaufe von Giften , von zu arzneilicher Verwendung bc-
stimmten Sioffen und Präparaten mit Einschluß von medikamentös imprä¬
gnierten Verbandstoffen , insoferne dies nicht ausdrücklich den Apothekern Vor¬
behalten ist, und zum Verkaufe von künstlichen Mineralwässern im Standorte
15 . Mareschplatz 1 erteilt . Diese Konzession wurde unter Z . 1740 in bas
Gewerberegister eingetragen.

Erlaß drs magistratischen Bezirksamtes für den 15 . Bezirk,
Z . 139.

Dem Rudolf Gellert wird gemäß ß 15, Punkt 14 der G .-O . die
Konzession zum Verkaufe von Giften , von zu arzneilicher Verwendung be-
stimmien Stoffen und Präparaten mit Einschluß der medikamentös imprä¬
gnierten Verbandstoffen — insoferne diese nicht ausschließlich den Apothekern
Vorbehalten ist — und zum Verkaufe von künstlichen Mineralwässern im
Standorte 15 . Reithofferplatz 1 erteilt . Diese Konzession wnrde unter Z . 1732
in das Gewerberegister eingetragen.

L!. Normativbeflimmungen.
14 .

Organisation der Sonderschulen.
Gemeinderatsveschluß vom 1. April , Pr . Z . 3678.

Die in Wien bestehenden Taubstummenabteilungen im 9. und 15 . Bezirke
werden als fünsklasfige Taubstummenschulen , die Hilfsschulen für schwach-
befähigte schulpflichtige Kinder im 2 ., 3 ., 6., 10 ., 11 ., 13 ., 18 ., 17 ., 18 .,
20 . und 21 . Bezirke als fünsllassige Hilfsschulen mir einer Vorschule defimliv
organisiert . Die einzige in Wien bestehende einklassige Blindenabteilung (an
der allgemeinen Volksschule 16 . Kirchstellerngaffe 38 ) wird unter der Leitung
des Leiters der bezeichneteN Volksschule belaste » .

Gleichzeitig wird angcordnet , daß zu bestehen habe der Lehrstatus der
Taubstummenschule 9 . Canisiusgasse 2 bei sechs Klassenavleilungcn aus

1 Leiter , 5 Lehrern , beziehungsweise Lehrerinnen und 1 Schulaushilssleyrkrast;
Taubstummenjchule 15 . Zmckgaffe 12/14 bei 7 Kwffcnabteilungen aus

1 Leiter , 6 Lehrern , beziehungsweise Lehrerinnen und 1 Schulaushilsslchrkraft;
Blindenabteilung 16 . Kirchstelterngaff « 38 bei 1 Klafsenavteilung aus

1 Lehrkraft;
Hilfsschule 2 . Novaragaffe 30 bei 6 Klaffenabteilungen aus 1 Leiter,

5 Lehrern , beziehungsweise Lehrerinnen und 1 Schulaushilsslehrkrafr;
Hilfsschule 3 . Petrusgaffe 10 bei 8 Klassenadieilungen aus i Leiter,

7 Lehrern , beziehungsweise Lehrerinnen und 1 Schulaushilfslehrlraft;
Hilfsschule 6 . Grasgaffe 5 bet 3 Klaffenabteilungen aus 3 Lehrern , be¬

ziehungsweise Lehrerinnen;
Hilfsschule 10 . Favoritenstraße 96 bei 9 Klaffenabteilungen aus 1 Leiter,

8 Lehrern , beziehungsweise Lehrerinnen und 1 GchulaushilfSlehrkraft;
Hilfsschule 11. Herderplatz 1 bei 3 Klaffenabteilungen aus 3 Lehrern,

beziehungsweise Lehrerinnen;
Hilfsschule 13. Siebeneichengaffe 17 bei 14 Klaffenabteilungen (ein¬

schließlich der Vorschule ) aus 1 Lener , 12 Lehrern , beziehungsweise Lehrerinnen,
1 Schulaushilfslehrlraft und 1 Kindergärtnerin;

Hilfsschule 16 . Abelegaffe 29 bei 12 Klaffenabteilungen einschließlich der
Vorschule ) aus 1 Leiter , 10 Lehrern , beziehungsweise Lehrerinnen , 1 Schul-
aushilfslehrkrast und 1 Kindergärtnerin;

Hilfsschule 17 . Arzbergergafse 2 bei 4 Klaffenabteilungen aus 4 Lehrern,
beziehungsweise Lehrerinnen;

Hilfsschule 18 . Anastasius Grüngaffe 10 bei 10 Klaffenabteilungen (ein¬
schließlich der Vorschule ) aus 1 Leiter, 8 Lehrern , beziehungsweise Lehrerinnen,
1 Schulaushilfslehrlraft und 1 Kindergärtnerin.

Hilfsschule 20 . Greiseneckcrgaffe 29 bei 7 Klaffenabteilungen aus 1 Leiter
6 Lehrern , beziehungsweise Lehrerinnen und 1 Schulaushilfslehrlraft;

Hilfsschule 21 . « uenburggaffe 1 bei 7 Klaffenabteilungen aus 1 Leiter,
6 Lehrern , beziehungsweise Lehrerinnen und 1 Schulaushilfskraft.

. IS.
Maßnahmen zugunsten der Angestellten der ftädti.

schen Unternehmungen.
Gemeinderatsbeschluß vom 18 . März 1921.

I. Abschnitt. Bezüge der aktiven Angestellten.
Hinsichtlich der Bezüge der in das Gehaltsschema und in dar Schema

sür Overbcamle eingerechten und der nach dem Geyaltssystem dieser Schemen
entlohnten Angestellten der städtischen Straßenbahnen , Kraslstellwagenunler-
nehmung , Gaswerke , Elektrizitätswerke , BraunlohlenBergbaugewerkschast Zilling-
dorf , Leichenbestatcung und des städtischen Brauhauses mit Ausnahme der beim
Magistrate in Verwendung stehenden Angestellten dieser Unternehmungen wird
bis zur Ausstellung eines auszuarbeitenden eigenen Gehaltsschemas nachstehendes
festgesetzt:

A. Feste Bezüge.
I . Gehaltsbezüge in dem mit Gemeinderatsbeschluß vom 22 . Oktober

1920 , Pr . Z .; 15482 , festgesetzten Ausmaße mit der Aenderung , daß die Angc-
stellten der Gruppe I die Probedienstzeit in der 1. Stufe der 8 . Bezugsklaffe
vollstrecken.

2 . Ortszuschlag im Ausmaße von drei Vierteln dieses Gehaltes.
L . Veränderliche Bezüge.

1 . Zulage I im Ausmaße des obigen Gehaltes.
2 . -zutage 11 im Ausmaße des obigen Ortszuschlagcs.
3 . Zulage 111 im folgenden Ausmaße:

1 I » II 11» III
für Angestellte im Alter bis

22 Jahre , die nicht mehr als
2 Dienstjahre haven . . . . 24 .000 21 .600 19 .200 1« 800 14 .400

für die übrigen Angestellten . . . 33 .000 29 . 700 26 .400 23 .100 19 .800
Staats - und Mllitärpensionsparteien sowie Penfionsparteien des Landes,

des Lchrstanbes und der Gemeinde wird die zu ihren Ruhe - und Versorgungs-
genüssen gebührende Teuerungszulage auf die Zulage 111 angerechnet.

4 . Aus Grund der Bestimmungen des GememderatSbeschluffes vom
4 . November 1920 , Pr . Z . 16133 , III . Abschnitt , Punkt 1, eine Zulage IV tm
Ausmaße von 25 vom Hundert der festen Bezüge (Gehalt und Ortszuschlag)
und der allgemeinen Zulagen (Zulage I , II , 111).

Den beim Magistrale in Verwendung stehenden Uebernehmungsangc-
stellten wird , soweit sie tatsächlich einen regelmäßigen achtstündigen Dienst ge¬
leistet haben , bis Ende März 1921 der Bezug der Zulage IV bewilligt . Vom
1. April 1921 an sind die hinsichtlich der Dienstzeit , der Besoldung und der
Ueberstundenverrechnung gleich den Angestellten des Magistrates zu vehandeln.

5 . Frauenzuiagen nach den bisher geltenden Bestimmungen mit der Er¬
gänzung , daß diese Zulage für die nicht geschiedene, aber tatsächlich getrennt
lebende Gattin unter oenjelben Voraussetzungen gebührt , wie sür die geschiedene
Gattin.

6 . Kinderzulagen nach den bisher geltenden Bestimmungen mit der Er¬
gänzung , daß diese Zulage auch sür die nicht im Haushalte des Angestellten
Übenden eigenen unehelichen Kinder bei Zutreffen der allgemeinen Voraus¬
setzungen , jedoch höchstens bis zum Betrage deS nachweisbaren eigenen regel¬
mäßigen Aufwandes des Kindesvaters gebührt.

7. Von den vorstehenden Bezügen bilden die den Neupensionisten als
freie Bezüge gewährten Teile auch die Grundlage für tue Berechnung der
Steigerungsquote und des StervequartaleS (88 48 und 62 der allgemeinen
Dienstordnung ), in letzterem Falle abzüglich des QuarliergeldteileS des Orts¬
zuschlages.

6 . Wirks amkeit.
Die vorstehenden Bestimmungen treten für die am 1. Jänner 1921 in

aktiver Dienstleistung gestandenen Angestellten mit 1. Jänner 1921 in Kraft,
sofcrne nicht das Dienstverhältnis seither durch Entlassung , Kündigung oder
Dienstesenlsagung aufgelöst worden ist.

Für jene Angestellten , die einen Anspruch auf Beistellung von Dienst-
(Arbe,tS )kleldern oder aus ein Geldäquivalent sür diese haben , treten die vor¬
stehenden Maßnahmen unter der Bedingung in Wirlsamkeu , daß die betreffen¬
den Angestellten einer nach Anhörung der Personalkommission zu beschließenden
Neuregelung der Vorschriften über den Monturbezug zustimmen , bei der eine
Vereinfachung der Dienst (Arbe >ts )kleider , eine Verlängerung der Tragdauer,
eine Vereinheitlichung der Monlurbezugsgruppen und die Anrechnung des Ln-
schaffungswerles der gebührenden Bellcldungsgegenstände auf die Bezüge fest¬
gesetzt werden kann . Der Gladtjcnat wird ermächtigt , die Bestimmungen,
wonach einzelnen Angestellten Vtraßcnbahnzeitkarten gebühren , zu überprüfen
und an deren Stelle die AuSsolgung von Einzelfahrscheinen oder die Be-
schränkung auf die im Gemeinoeratsbeschluffe vom 4 . November 1920,
Pr . Z . 16133 , angeführte Fahrtbegünstigung zu beschließen.
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V . Sonstige B est im innngen.

? « ? >er Stadtsenat wird ermächtigt , fitr die Direktoren und tue übrigen
Angestellten mit Ausnahme teuer Angestellten , deren Dienstverhältnis durch
Kollekiivvertrag geregelt ist, innerhalb des Rahmens der vorstehenden Maß.
nahmen eine entsprechende Erhöhung ihrer Bezüge zu beschließen.
,, , d ŝiimmungen des Punktes 12 des GemeinderatsbeschlusseS vom
24 . April 1918 , Pr . Z . 6481 , Abschnitt I , betreffend die Uebernahme der Ein¬
kommensteuer und der Stempelgebühren von den Bezügen durch die Gemeinde
wird sinngemäß auf alle der Dienstordnung nicht unterstehenden Angestellten
ausgedehnt , deren Dienstverhältnis nicht durch Kollcktivvertraa oder Einzel-
»ertrag geregelt ist. » s

^ '- 3 ' ĉ '^ b^ er monatlich im nachhinein auszuzahlenden Bezüge der
p^°v' s° r .sch Angestellten sind künftig vorschußweise im vorhinein flüssig zu

. 1 ' Neuberechnung der Berwendungsruschläge (Gemeinderats-
^ November 1920 , Pr . Z . 16133 , II . Abschnitt , Punkt 2 a ) ist

cm Bauschbelrag von 5 Prozent des Gesamtjahreserfordernifses an Gehalt.
I , II , III , IV , zugrunde zu legen . Der

Lichlüffel für die Verteilung ist auf Grund der gemachten Erfahrungen neu
sestzusetzen. ' "
. . ö . Die nach den geltenden Bestimmungen zu entrichtenden Penfions-
betträge sind vom Gehalte und Ortszuschlage , vermehrt um ein Drittel und
von der Zulage I zu bemessen.

6. Der Gemeinderat stimmt grundsätzlich zu, daß bis zur endgiltigen
Rege ung der Titel im Sinne dcS Punktes 8 d -s Gememderatsbcschlufses vom
24 . April 1919 , Pr . Z . 6481 , den Angestellten der vorbezeichneten Unter¬
nehmungen , soweit mchl bereits besondere Titel bestehen , im allgemeinen jene
Titel verliehen werden , welche bei den städtischen Straßenbahnen dermalen mit

sind , die schon vor dem erwähnten Gemeinderats-
deschlusse im Wege der Zeitvorrückung erreichbar waren . Die näheren Bekim-
mungen trifft der Stadtsenat.

7 Ständig und ausschließlich nn Außen -, Werks - oder Betriebsdienste
— jedoch mit Ausschluß des Werksbureaudienstcs — verwendeten Angestellten
welche vor Vollendung der vollen Dienstzeit (35 . beziehungsweise 32V , Jahre)
infolge festgestellter dauernder Dienstunlauglichkeit m den Ruhestand versetzt
werden , ist jedes in dem vorerwähnten Dienste über 10 Jahre tatsächlich voll¬
streckt- Di -nstiahr mit 2 5 Prozent für die Bemessung des Ruheqenusses anzu-
rechnen . Hieb « werden Bruchteile eines Jahres , die sechs Monate über-
schreiten , für ein volles Jahr gerechnet , sonst nicht berücksichtigt.

II . Abschnitt . Bezüge der Pensionspacteien.
. Hinsichtlich der Ruhe - und Versorgungsgenüfse der iw Abschnitte I ange-

führten Angestelltenkategorien , mit Ausnahme jener , deren Dienstverhältnis
gegenwärtig durch Kollektivverlrag geregelt ist, wird unter der Voraussetzung,
daß die betreffenden Pensionsparteim die österreichische Staatsbürgerschaft
besitzen, nachstehenden festgesetzt : ^

L . Altpenstonisten.
^Angestellte im Ruhestande . Die derzeitigen Teuerungszulagen für

Angestellte im Ruhestande , die vor dem 1. Jänner 1921 in den Ruhestand
versetzt wurden , werden , wenn die Bemessung des Ruhegenuffes unter Zu-
»runbelegung einer Dienstzeit bis zu 17 Jahren erfolgt ist, um 9000 L
jährlich , sonst »m 18 .000 li . jährlich erhöht.

HErbliebene . Die derzeitigen Teuerungszulagen der Witwen nach
städtischen Angestellten , die vor dem 1. Jänner 1921 in den Ruhestand versetzt
wurden oder gestorben sind , werden um 9000 L jährlich erhöht , die den
Vollwaisen nach solchen Angestellten gebührende gemeinsame Teuerungszulage
wird um 6000 L jährlich erhöht . » so

c> Der Gemeinderat stimmt grundsätzlich zu , daß eine etwa beim
Magistrate durchgeführle einheitliche Anpassung der Bezüge der Altpensionisten
an Me der Neupensionisten in gleicher Weise auch sür die Pensionsparteien
der städtischen Unternehmungen wirksam werden soll.

L . Neupensionisten.
») Angestellte im Ruhestande.
1 . Feste Bezüge . « ) Von den unter Abschnitt I , Punkt >4 angeführten

Bezügen das nach den bestehenden P -nsionsoorschritfen bestimmte Ausmaß , st) Ein
Zuschlag im Ausmaße von einem Drittel des nach den vorstehenden Be-
fliMinungen bemessenen Bezuges.

2. Veränderliche Bezüge. «) Bon der Zulage I (I. Abschnitt L I ) das
nach den bestehenden P -nstonsvorschristcn bestimmte Ausmaß , st) Zu den fort-
laufenden Bezügen unter der Voraussetzung des Wohnsitzes im Jnlande
überdies von der Zulage III (1. Abschnitt L 3) bei einer anrechenbaren
Dienstzeit bis 17 Jahre 9000 ll , bei einer solchen von mehr als 17 Jahren
18 .000 L jährlich . Die Frauen - und Kinderzulagen nach den jeweils für die
aktiven Angestellten geltenden Bestimmungen.

b . Hinterbliebene.
1. Feste Bezüge . «) Von den unter Abschnitt I Punkt 4 , beziehungs¬

weise Absqnilt II Us 1 angeführten festen Bezügen der nach den bestehenden
Pensionsvorschriften bestimmte Teil , st) Ein Zuschlag im Ausmaß - von einem
Drittel des nach der vorstehenden Bestimmung bemessenen Bezuges.

2 . Veränderliche Bezüge . ».) Von den unter Abschnitt I , Punkt k 1 ,
beziehungsweise Abschnitt 11, Punkt La 2 a angeführten Bezügen der nach
Pensionsvorschriften bestimmte Teil , st) Zu den fortlaufenden VersorgungS-
genüssen unter der Voraussetzung des Wohnsitzes im Jnlande überdies sür
Witwen ein - Zulage von jährlich 8000 X , für die Vollwaisen noch einem
Angestellten zusammen eine solche von 6000 L und für jede einzelne Vollwaise
außerdem eine Zulage von 4200 L jährlich . 7) Für Witwen die Kinderzulagen
nach den jeweils sür di« aktiven Angestellten geltenden Bestimmungen.

6 . W i r ks a m ke i t.
Die Bestimmungen der Punkte 4 und L treten mit 1. Jänner 1921

mit der Maßgabe in Kraft , das Ruhe - und Versorgungsgenüsse allgemein und
auch in Hinkunft die jeweiligen Bezüge der aktiven Angestellten gleicher
Kategorie nicht übersteigen dürfen.

v . Ausdehnung früherer Begünstigungen.
1. Den Penfionspartcien , auf die der GemeinderatSbrschluß vom

21. Mai 1920, Pr . Z . 9779 Anwendung findet, ist, soferne bei der Bemessung
ihrer Ruhe - und Versorgungsgenüsse einer L-iterzulage angerechnet wurde,
diese Leiterzulage vom 1. März 1920 an in dem mit Gemeinderatsbeschluß
vom 4 . November 1920 , Pr . Z . 16133 , fefigesetzen erhöhten Ausmaße an¬
zurechnen.

2 . Die Bestimmung deS zweite » Abschnittes Punkt A. des Gemeinde-
ratSbeschlusses vom 22 . Oktober 1920 , Pr . Z . 15482 , betreffend die perzcntuelle
Erhöhung der nach früheren Bestimmungen bemessenen Ruhe - und Versorgungs-
genüffe , wird mit Wirksamkeit vom 1 . Oktober 1920 auch auf jene Pensions-
Parteien ausgedehnt , die ihren Wohnsitz außerhalb der Republik Oesterreich
haben.

III . Abschnitt . Außerordentlich « Zuwendungen.
Die ohne rechtliche Verpflichtung , jedoch nicht neben normalmäßigen

Ruhe - und Bersorgungsgenkssen fortlaufend gewährten Zuwendungen (Gnaden¬
gabe ») — mit Ausnahme der den Trägern der Leichenbestaltung und deren
Hinterbliebenen gewährten — werden unter den im Abschnitte II aufgestellten
Voraussetzungen und unter der weiteren Bedingung , daß die Bezugsberechtigten
ihren Wohnsitz im Jnlande haben , mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1921 um
100 Prozent erhöht.

IV . Abschnitt . Vorschüsse.
Die mit Gemeinderatsbeschluß vom 30 . Dezember 1920 , Pr . Z . 18272

den aktiven Angestellten und den Pensionsparteien bewilligten Vorschüsse werden
als endgiltige Zuwendung belassen . Die den aktiven Angestellten auf die
gegenwärtige Bczugsregelung bewilligten Vorschüsse (GemeinderatSbrschluß
vom 28 . Jänner 1921 , Pr . Z . 832 , und vom 18 . Februar 1921 , Pr . Z . 2230)
und die den Pensionsparteien gewährten Zuwendungen (Gemeinderatsbeschluß
vom 28 . Jänner 1920 , Pr . Z . 833 und vom 18 . Februar 1921 , Pr . Z . 2230)
sind auf die vorstehenden Bezugserhöhungen anzurechnen ; insoweit jedoch diese
Vorschüsse (Zuwendungen ) den Betrag übersteigen , der nach den obigen
Bestimmungen für die Monate Jänner und Februar als Nachzahlung gebührt,
werden sie als endgiltige Zuwendung belassen . Desgleichen werden obige
Vorschüsse den Angestellten , deren Dienstverhältnis seit 1 . Jänner 1921 durch
Entlassung , Kündigung oder Dienstesentsagung aufgelöst wurde , als endgiltige
Zuwendung belassen.

V . Abschnitt . Allgemein « Maßnahmen.
1. Die auf . Grund desjGesetzes vom 4 . April 1919 , St .-G .-Bl . Nr . 128

von den Dienst -, Ruhe - und Versorgungsbezügen der aktiven und im Ruhe¬
stände befindlichen Angestellten und ihrer Hinterbliebenen entrichtete Brot¬
auflage wird von der Gemeinde Wien ersetzt.

2 . Der Gemeinderat stimmt grundsätzlich zu , daß jene Besserstellungen,
die sich sür die Bundesangestellten durch die in letzter Zeit einzelnen Gruppen
gemachten Zugeständnisse ergeben , soweit die - mit Rücksicht auf die besonderen
Verhältnisse bei den städtischen Unternehmungen angemessen erscheint , auch den
Angestellten dieser Unternehmungen in wesentlich analoger Art zugewendct
werden.

VI . Abschnitt . Aufhebung früh erer Vorschriften.
Die mit den vorstehenden Bestimmungen im Widerspruche stehende»

Vorschriften werden aufgehoben.

IS.
Bereinigung der Standesgruppen der Stadtbnch-
haltungs -, der Hauptkassa - und der Steueranrts-
beamten in der neuen Standesgruppe der Rech-
nnngsbeaurten . Aenderung der Allgemeinen Dienst¬

ordnung . ^
Erlaß ; des Magistratsdirektors Dr . Karl Hartl vom

18 . März 1921 , M .Abt . 1 , 120 :
Der Gemeinderat hat inseiner Sitzung vom 11 . März 1921

zur Pr . Z . 3024 den nachstehenden Beschluß gesaßt:
1. Aus den Standesgruppen der Beamten der Stadtbuchhaltung , der

Hauptkassa und des Steueramtes wird eine neue , einheitliche Standesgruppe
der Rechnungsbeamten gebildet . '

2 . Diese neugebildete Standesgruppe der Rechnungsbeamten besteht aus
Beamten mit gleichen Rechten und Pflichten , wie sie in der Dienstordnung für
die Standesgruppe der ehemalige » Stadtbuchhaltungsbeamten festgesetzt sind,
mit der Ausnahme , daß die Dienstzeit von 32 >/, auf 35 Jahre erhöht wird.

Demnach hat 8 48 , Absatz 2 , lit . b ) der Allgemeinen Dienstordnung zu
lauten : „ Bei den in die Bezugsgruppe II a eingereihten Beamten mit Aus¬
nahme der R -chnungsbeamten und bei den Lehrpersonen jährlich um 2 '2 SProzent . "

3 . Diese Erhöhung der Dienstzeit gilt nicht für die Beamten aus der
Standesgruppe der ehemaligen Stadtbuchhaltung , soferne sie am 31 . De¬
zember 1920 bereits dieser Standesgruppe angehört haben . Diesen Beamten
verbleibt vielmehr das Recht der 32 >/, jährigen Dienstzeit gewahrt.



31

4 . Die Einreibung der Beamten der ebemaligxn Standesgruppen der
Hauptkaffa und des Steueramtes in die neue Standergruppe der Rechnungs¬
beamten erfolgt nicht rückwirkend , sondern mit 1. Jänner 1921 . Jedoch wird
der weiteren Vorrückung in der Gruppe der Rechnungsbeamten der letzte auf
Grund des Punktes 9 de? GemeinderatSbeschluffes vom 24 . April 1919,
P . Z . 6481 . bestimmte neue Rangstag unter Bedachtnahme auf die Bestim¬
mung lit . b ) dieleS Punktes zugrunde gelegt.

5 . Die Reibung der Beamten der Standesgruppe der RechnunqS-
beamten erfolgt nach dem lebten auf Grund >>er Bestimmungen des Gemeinde-
ratsbeschlufles ' vom 24 . Avril l9l9 , P . Z . 6481 , bestimmten neuen Rangstage,
wobei jedoch in sinngemäßer Anwendung des 8 36 der Dienstordnung der
etwa nach lit . o) des 9 . Punktes obgenannten GemeinderatSbeschkuffeS richtig-
gestellte Rangstag sowie eine etwa angerechnete Privatdiensteit außer
Betracht bleibt.

6 . Bis zu der im Sinne deS 8 . Punktes des bezogenen Gemeinderats-
beschlufses vorzunehmenden Regelung der Titel führen alle Beamte der
Standesgmppe der RechnungSbeamten die bisherigen Titel der ehemaligen
Standesgruppe der Stadtbuchhaltung , und zwar:

In der Bezugsklafse 9 : Rechnungspraktikant,
„ „ „ 8 : Rechnungsasststent,
„ „ „ 7 : Rechnungsofstzial,
„ „ „ 6 : RechnungSrevident,
„ ^ „ 5 : Rechnungsoberrevident,
„ „ „ 4 : Rechnungsrat,
^ „ „ 3 : Oberrechnungsrat.
^ „ 2 : Direktor des Rechnungsamtes der Stadt Wien.

Bezüglich der Einschränkung der Titel in der 4 . , 3. und 2 . BezugSklaffc
hat es bei dem bisherigen Vorgänge zu bleiben.

7 . Bei Leiterbeftellungen gemäß dem ß 15 der Dienstordnung ist außer-
dem der Nachweis über eine fünfjährige Verwendung in der Rechnungsgruppe
zu erbringen , in der die Leiterstelle zur Besetzung gelangt.

8 . Bezüglich der Personalvertretung der Rechnungsbeamten gelten die
Bestimmungen der Dienstordnung.

IV.
Städtischer Fichr <verksbetrieb , Organisation nach
8 111 der Verfassung der Bnndeshanvtstadt Wien;
Äenderung der Geschäftsordnung für den Wiener

Magistrat.
Erlaß des Maqistratsdirektors Dr . Karl Hartl  vom

25 . März 1921 , M .D . 7148/20:
Der Wiener Gemeinderat hat mit Beschluß vom 11 . Februar 1921,

Pr . I . 1334 , die Organisation des städtischen FubrwerbSbetriebes als Betrieb
im Sinne des H 111 der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien nach dem
nachstehenden OrganisationSstatut genehmigt:

OrganisationSstatut für den städtischen FuhrwerkSbetrieb.
8 I-

Zweck und Umfang des Betriebes.
Dem städtischen Fuhrwerksbetriebe obliegt:

A . Zu eigenen Lasten des Betriebes:
Die Säuberung , Bespritzung und Bestreuung der städtischen Straßen und

Plätze einschließlich der Reinigung der Schlammsäcke der Straßenwasserlänfe
sowie die Beseitigung des Hauskehrichtes samt Beistellung des erforderlichen
Personales , der eigenen Fuhrwerke und sonstigen Betriebsmittel und Ein-
richtungen nach Maßgabe der vorhandenen Bestände und die Bestellung fremder
Leistungen für diele Zwecke nach Maßgabe der Wirtschaftlichkeit.

Die Durchführung dieser Arbeiten in eigener Regie der Gemeinde für
dar ganze Stadtgebiet ist anzustreben.

Die Wahrnehmung von Schäden an der Decke der Straßen , Wege und
Plätze im Hinblicke auf die Sicherheit deS Verkehres sowie die provisorische
Bebebung derartiger Straßenschäden.

8 . Zu anderen Lallen:
a) Für eigene Zwecke der Gemeinde (gegen Verrechnung der Selbstkosten

deS FubrwerkSbetriebes ).
Alle unter 4 nicht genannten Leistungen deS Betriebes für Gemeinde-

zweckc, insbesondere:
1 . Die Beistellung eigener Betriebsmittel sowie von Personal für Zwecke

anderer städtischer Dienll -sstellen . Die Durchführung dieser Leistungen hat im
allgemeinen nur das Wiener Gemeindegebiet zu umfassen und sich auf dessen
Umgebung bloß insoweit zu erstrecken, als es sich wirtschaftlich recht-
fertigen läßt.

2 . Die Instandhaltung jener ungepflasterten Straßen , Gassen , Plätze und
Wege , deren Instandhaltung der Gemeinde obliegt , wobei mit der zuständigen
Magistratsabteilung das Einvernehmen zu pflegen ist.

3 . Der Betrieb der Entkeimungseinrichtuugen in den städtischen Sanitäts¬
stationen.

4 . Die Ueberwachung und Erhaltung der öffentlichen Bedürfnisanstalten.
b ) Für Zwecke privater Parteien (als Unternehmer ).
1 . Die Beistellung von Wogen und der Bespannung nach Maßgabe der

nach Erfüllung der obigen Aufgaben verfügbaren Betriebsmittel und der fort¬
schreitenden Ausgestaltung dieses Betriebszweiges.

2 . Die Erwerbung , der Bau und Betrieb einschlägiger ' VerkehrS-
einricktungen , wie Rollbahnen ulw samt den zugehörigen Verlakeeinnchtungen.

3 . Der Abschluß von Befiirderungsverträzen mit anderen Transport¬
unternehmungen für diese Zwecke.

8 2.
Wirkungsbereich der Betriebsdirektion.

Für die Betriebsdirektion aelten die im 6 110 des Gesetzes vom 10 . No¬
vember 1920 , L - G .-Bl . für Wien Nr . I , für den Magistrat festgesetzten
Bestimmungen mit der Ausnahme , daß ihr Wirkungsbereich auf folgende
Angelegenheiten ausgedehnt wird:

1. Ankauf von Roh - und Betriebsstoffen für den laufenden Bedarf eines
JabreS im Robmen des genehmioten Voranschlages , Genehmigung von
sonstigen Anschaffungen und Herstellungen mit einem Erfordernisse von
höchsten 100 000 L

Der Gemeinderatsausschuß V für technische Angelegenheiten stellt fest,
was als Roh - und Betriebsstoff zu gelten bat.

2 . Durchführung von Leistungen für private Parteien auf Grund der vom
Gemeinderat « genehmigten Tarife.

8 . Festsetzung der Bedingungen für die Durchführung nicht durch Tarife
geregelter Dienstleistungen für Private , wenn sich die vertragliche Verpflichtung
höchstens auf ein Jahr erstreckt.

4 . Genehmigung von Veräußerungen , wenn der Gegenwert höchstens
100 .000 L beträgt.

5 . Abschluß und Auflösung aller in den Rahmen des normalen Ge-
schäftsbetriebes fallenden Verträge sowie jener ankeren Verträge , bei welchen
daS bedungene Entgelt jährlich höchstens 30 .000 L oder die Dauer des Ver-
träges höchstens fünf Jahre beträgt.

6 . Abschreibung uneinbringlicher Forderungen bis zu 500
7 . Abschluß von Vergleichen , wenn der Wert des aufgegebenen oder

anerkannten Anspruches höchstens 30 .000 L beträgt ; sofern « sich solche
Leistungen auf eine Haftpflicht gründen , bis zum Betrage von 10 .000 L.

8 . Erhaltung der Betriebsmittel und laufende Erhaltung der Betriebs¬
gebäude.

9 . Aufnahme von Angestellten und Arbeitern nach Maßgabe deS Be-
darfes im Rahmen der jeweilig genehmigten Stände , Kündigung und Ent¬
lassung provisorisch Angestellter und Arbeiter , jedoch im Einvernehmen mit
dem amtsführenden Stadtrate der Personalgruvve , beziehungsweise dem
Magillratsdirektor , ferner Dienstesznweisunr und Versetzung hinsichtlich aller
Angestellten und Arbeiter des Betriebes innerhalb des letzteren sowie Antrag
auf Stellenbeförderung für sie, Bewilligung von Anerkennungsgaben und
Aushilfen bis zum Betrage von 1000 L im Rahmen des im Wirtschastsplane
vorgesehenen Ansatzes.

8 3.
Stellung der Betriebsdirektion.

Die Betriebsdirektion untersteht unmittelbar dem amtsführenden Stadt¬
rate der Gruppe V , beziehungsweise dem Magistratsdirektor.

8 4.
Stellung und Wirkungsbereich des amtsführenden Stadtrates.

Der amtsführende Stadtrat bat die Geschäftsführung deS Betriebes zu
überwachen und ist zu diesem Zwecke über den Gang aller Angelegenheiten
zu unterrichten . Alle Berichte an die zur Entscheidung berufenen Organe sind
ihm vorzulegen . Er kann von der Direktion jederzeit Auskünfte und Berichte
verlangen und selbst oder durch beauftragte Mitglieder des Gemeinderats-
ausschuffes unter Beiziehung des Direktors die Bücher einiehrn sowie den
Bestand der Kassen und Vorräte prüfen . Ihm sind der Direktor und alle
anderen Angestellten und Arbeiter des Betriebes untergeordnet.

Weiters steht ihm zu:
1. Die Erstattung von Vorschlägen an den Bürgermeister wegen Zu-

ziehung des Direktors des Betriebes oder seines Vertreters zu Beratungen
und zur Berichterstattung im Stadlsenate.

2 . Die Vertretung des Betriebes gegenüber den übrigen Gemeinderats-
auSschüffen.

3 . Die Behandlung von Beschwerden gegen die Direktion des Betriebes.
4 . Die Betrauung eines BetriebSbeamtcn mit der Vertretung des Direktors

auf kurze Frist.
5 . Die Entsendung von Beamten zur Vertretung des Betriebes bei

auswärtigen Veranstaltungen.
6 . Die Beistellung eines Vertreters in Fällen deS Anwaltszwanges.
Der awtsführende Stadtrat ist verpflichtet , in dem im Punkte 4 ge-

nannten Falle seine Verfügungen dem Gemeinderatsausschusse V zur Kenntnis
zu bringen.

^ * «»

Aus Grund des obzitierten G -meinderatsbeschlusses hat der Herr
Bürgermeister zufolge Entschließung vom 3. März 1921 die nachfolgenden
Aendcrangen der Geschäftsordnung für den Magistrat genehmigt:

1. Im Z 5 ist nach dem sechsten Absatz als eigener Absatz einzuschalten:
„Der Direktor des städtischen Fuhrwerksbetriebes untersteht unmittelbar

dem amtsführenden Sladtrate der Gruppe V , beziehungsweise dem Magistrats¬
direktor ." ^

2 . Im Z 5, Absatz 8 hat der erste Satz zu lauten:
„Zur Beaufsichtigung der Geschäftsführung der Magistratsabteilunge n

Aemter und Anstalten mit Ausnahme des FuhrwerlsbetriebeS bestimmt . . . *



Zs

IS.
Hinterlegung von Postwertzeichen und Stempel¬

beträgen.
Erlaß des Maqistratsdirektors Dr. Karl Hartl  vom

24. März 1921, M D. 1508/21 :
Mit Erlaß vom 26. Mai 1909, M D. 1908/09 (Normalienblatt Nr. 64),

wurde angeordnet. daß Vostwert,eichen und St ?mvelbeträge, welche den ein-
laufenden Akten beigeschlossensind, dis zum Werte von 1 X nicht bei der
stiidtislden Hauptkaffe/Abteilung) deponiert, sondern beim Akte belassen werden.

Da diese Bestimmung der heutigen Geldentwertung und der bedeutenden
Erböhung der Stempetaebübren und des Briefportos nicht mebr entspricht,
treffe ich in teilweiser Abänderung des obigen Erlasses folgende Anordnung:

1. Die Grenze. bis zu welcher Stewpelmarken und Postwertzeichen bei
den Akten zu verbleiben baben. wird mit 80 X festgesetzt.

2. Einlangende Geldbeträge unter 50 X sind, falls sie zur Anschaffung
von Stempelmarken zu dienen baben, sofort ordnungsmäßig zu verwenden und
die Stemvelmarkenden Akten beizuschließen.

3. Geldbeträge, die zur Bestreitung von Portoauslagen bestimmt sind,
sind sofort an die Rechnunasabteilung zur Verrechnung bei den Eigenen Geldern
abzuführen. Auflaufende Portoauslagen sind aus den Eigenen Geldern zu be¬
streiten.

4. Bezüglich jener Geldbeträge, die die Grenze von 50 X überschreiten,
sowie fremder Valuten tritt keine Aenderung ein.

Verzeichnis der im Bundesqesetzblatte für die
Republik Oesterreich und im Landesgesehblatte für
Wien veröffentlichten Gesetze. Vollzuqsanweifnngen.

Verordnungen und Kundmachungen.
Bnndesgrskhblati.

133 . Verordnung über die Einrechnung militärischer Dienstleistung in
die Praxis der Justizberufe.

134 . Verordnung über die Zahl der ordentlichen Mitglieder des Landes»anitätsrates Wien.
135 . Oesterreichisch-deutsches Wirtschaftsabkommen.
136 . Notenwechsel zwischen Oesterreich und Liechtenstein, betreffend die

Regelung der Handels- und Verkehrsbeziehunqen.
13V . Kundmachung, betreffend die Aufrechterbaltuug gewisser privat-

rechtlicher Verträge zwischen österreichischen und französischen Staatsangehörigen.
138 . Kundmachung, betreffend die Geltung gewisser zwischen dem

.Kaisertum« Oesterreich oder der Oesterreichisch.ungarischen Monarchie und
Frankreich abgeschlossenen Staatsverträge.

139 . Kundmachung, betreffend die Geltung oewifser Staatsverträge für
da» Verhältnis zwischen Oesterreich und Griechenland.

140 . Kundmachung, betreffend die Aufrechterhaltung gewisser Privat¬
rechtlicher Verträge »wischen österreichischen und belgischen Staatsangehörigen.

141 . Verordnung, betreffend die Neufassung des „Versicherungs-
regulativs".

142 . Verordnung, womit im Verhältnisse zu Belgien die Bollzugs-
anwcisuug über ein Zahlung?- und Annahmeverbot teilweise abgeiindert wird.

143 . Verordnung über vorläufige Maßnahmen zur Regelung der vor
und während des Krieges entstandenen Schulden von Oesterreichern an belgische
Staatsangehörige.

144 . Verordnung über die Gebühren der Diener (Unterbeamten) für
Amtshandlungenaußerhalb des Amtsgebäudes.

145 . Verordnung über eine zeitweilige Erhöhung der Gebühren der
Sachverständigen und Dolmetsche.

146 . Vierte Verordnung zum Gebaltskaffengesetze.
147 . Fünfte Verordnung zum Gebaltskaffengesetze.
148 . Kundmachung über den Zeitpunkt des Jnslebentretens der

Pharmazeutischen Gebaltskaffe für Oesterreich.
149 . Verordnung über die Regelung der Altprovistonen der Mitglieder

deS ehemabligen Geschwornenmittels beim Zollamte.
150 . Verordnung, betreffend Kollegien- und Auditoriengelder sowie

Doktoratstaxen.
151 . Bundesgesetz über die Besteuerung des Umsatzes von Valuten und

Devisen.
152 . Verordnung zur Durchführung des Bundesgesetzes über die Be-

steuerung deS Umsatzes von Valuten und Devisen.
153 . Bermögensabgabenovelle.
154 . Verordnung, mit welcher einige Bestimmungen der siebenten

Durchführungsverordnungüber die einmalige große Vermögensabgabe abge¬ändert werden. '
155 . Notenwechsel zwischen Oesterreich und Bulgarien, betreffend ein

Meistbegvnstigungsabkommen.
156 . Verordnung über die Aenderung der Steuerausgleiche nach der

Verzollungsordnung.
157 . Außerkraftsetzung de» Gesetzes, betreffend die Stellung der Pferde

und Fuhrwerke.

158 - Verordnung, betreffend die Uebertragung der nach dem AbtorfungS-
oesetz« der Staatsverwaltung zustehenden Berechtigungen an die „Murtalbahn
Unzmark- Mauterndorf".

159 Kundmachung, betreffend die Aufrechterhaltunq gewisser vrivat-
rechtlicher Verträge zwischen österreichischen und großbritannischen Staats-
angchöriaen.

460 . Kundmachung, betreffend die Heranziehung von Kreditinstituten
als Einhebungsstellen für die Einhebung der einmaligen großen Vermögens-
abgabe

161 . Kundmachung, betreffend die Liste der Mitglieder der Finanzierungs-
Verbände für die einmalige groß? Vermögensabgabe.

163 . Finanzgesetz für das Verwaltungsjahr 1920/21.
163 Vertrag zwischen der tschechoslowakischen Republik und der Republik

Oesterreich über Staatsbürgerschaft und Minderheitsschutz.
I 64 . 11. Nachtrag zum Getreideverkebrsgesetze.
165 . Verordnung, betreffend den Verkehr mit Zuckerrübe.
166 . Gesetz wegen Gewährung von Vorauszahlungenan die Bundes-

angestelllen.
»107 Nachtrag zum Penstonistengesetz.
168 . Gesetz, betreffend Regelung der Zuschüsse zu den Provisionen der

Bergwerksbruderladen.
169 . Gesetz, betreffend die Erhöhung der Teuerungszulagen zu Unfalls¬

renten.
170 . VI. Novelle zum .Krankenversicherungsgesetz.
171 . II . Novelle zum Arbeitslosenversicherungsgesetz.
173 . XI. Durchführungsverordnung zum Arbeitslosenversicherungsgesetz.
173 . VI. Novelle zum Unfallversicherungsgesetz.
174 . II . Unterhaltsbeitraqsnovelle.
175 . II . Nachtrag zum Volkspfleqestättengesetz.
176 . Gesetz über das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe.
177 Kundmachung über die Erhaltung oder die Wiederherstellung der

durch den Weltkrieg beeinträchtigten gewerblichen Eigentumsrechte.
178 . Gesetz über die Verwendbarkeit der von der Gemeinde Linz

auszngebenden Teilschuldverschreibungen zur fruchtbringenden Anlegung von
Stiftungskapitalien.

179 . Gesetz über die Mündelsicherheit der TeilschuldverschreibungendeS
von der Bundeshauptstadt Wien aufzunsbmenden AnlehenS.

180 . Verordnung, mit welcher einige Bestimmungen der VII . Durch¬
führungsverordnung zu Gesetze über die Vermögensabgabe abgeändert werden.

181 . Verordnung wegen Festsetzung der Punzierungsgebübren.
182 . Verordnung über die Abänderung der Bezeichnung„Oesterreichische

Bundesbahnen".
183 . Kundmachung, betreffend die Abänderung der Anzahl der Mit¬

glieder und Stellvertreter der Ginkommensteuer-Berufungskommissionen.
184 . Verordnung, betreffend Einführung der 24 Stundenzeit („Ver-

kehrszeit").
185 . Verordnung Über den Wirkungskreis der Zolloberämter in Zoll-

strafangeleqenheiten.
186 . Verordnung über die teilweise Abänderung des Zeitvorrückungs-

schemaS.
187 . Verordnung über die Beschränkung der Kündigung bestimmter

Dienstverbältnisse.
188 . Verordnung über eine zeitweilige Erhöhung der Gebühren der

gerichtsärztlichen Sachverständigen.
189 . Uebereinkommen, betreffend die Anwendung deS X. Teiles des

Vertrages von St . Germain auf die Elsaß-Lotbringer.
190 Verordnung wegen Verlängerungder Frist zur Einbringung des

Tinkommensteuerbekenntniffes.
191 . Vorschriften, betreffend die cichamtliche Prüfung und Beglaubigung

einer Auswägevorrichtung für LaufgewichtSwagen.
192 Vorschriften, betreffend die eichamtliche Prüfung und Beglaubigung

einer Kombinatien von oberschaliger oder Tafelwage mit Neigungswage.
193 Verordnung, betreffend Transportbescheinigungen für Futtermittel

und Futtererzeugniffe.
194 . Kundmachung, betreffend die Berichtigung eines Druckfehlersim

Bundcsgesetzblatte.

L. Landesgesehblattfür Wien.
18 . Verordnung, betreffend die Aufhebung von Sparmaßnahmen be-

züglich FleisL und Fett.
19 . Kundmachung, betreffend die Festsetzung von Preisen für Leucht-

Petroleum.
20 . Verordnung, betreffend den Verkehr mit Petroleum.
21 . Verordnung, betreffend den Erwerbsteuerzuschlag für die' Kammer

für Handel, Gewerbe und Industrie in Wien im Jahre 1921.
22 . Gesetz, betreffend die Neuregelung der Taxen für die Augenscheins-

vornabmen aus Anlaß von Bauherstellungen.
23 . Kundmachung, betreffend die Sperrstunde für die Branntwein¬

schenken und Branntweinkleinverschleißgeschäfte.
24 . Verordnung, betreffend die Sonntagsruhe im Verschleiße von

Fleisch, und tierischen Fettwaren.
25 . Abänderung des Gesetzes, betreffend die Lustbarkeitsabgabe.
26 . Verordnung, betreffend den Wohnungsnachweis und die Anforderung

von Wohnungen.
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